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268. Bundesgesetz: Kunstakademiegesetz-Novelle 1961.
2 6 9 . Bundesgesetz: Kulturgroschengesetz-Novelle 1961.
2 7 0 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes 1957.
2 7 1 . Bundesgesetz: Aufhebung einiger gewerberechtlicher Vorschriften.
2 7 2 . Bundesgesetz: Bundesfinanzgesetz-Novelle 1961.
2 7 3 . Bundesgesetz: Energieanleihegesetz, 1961.
274. Bundesgesetz: EFTA-Durchführungsgesetz.
2 7 5 . Verordnung: Aufhebung einer Zulassung von Atemschutzgeräten für den Bergbau.
2 7 6 . Verordnung: 10. Durchführungsverordnung zum Bauarbeiter-Urlaubsgesetz.
2 7 7 . Verordnung: Abänderung der Fachinspektoren-Zulagenverordnung 1958.

268 . Bundesgesetz vom 15. November 1961,
mit dem das Kunstakademiegesetz abgeändert
wird (Kunstakademiegesetz-Novelle 1961).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 10 Abs. 2 lit. b des Kunstakademiegesetzes,
BGBl. Nr . 168/1948, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr . 160/1958, hat zu lauten:

„b) Der Entlohnung der Lehrkräfte ist ein
Mindestsatz von 894 S und ein Höchst-
betrag von 2605 S für jede Jahreswochen-
stunde zugrunde zu legen."

Artikel II.

(1) Die Bestimmungen des Artikels I treten am
1. Jänner 1962 in Kraft.

(2) Die für eine Unterrichtsstunde pro Woche
festgesetzte Entlohnung der vertragsmäßig an-
gestellten Lehrer an den Kunstakademien (§ 4
Abs. 1 der Dienstordnung für Vertragslehrer und
Lehrbeauftragte an den Kunstakademien, BGBl.
Nr . 144/1959) und die Vergütung der Lehrbeauf-
tragten ( § 1 0 der Dienstordnung für Vertrags-
lehrer und Lehrbeauftragte an den Kunstaka-
demien) ist für die Zeit vom 1. Juli 1961 bis zum
31. Dezember 1961 um 4 v. H. und für die Zeit
ab 1. Jänner 1962 um 9 v. H . zu erhöhen.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Unterricht im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt und dem
Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Drimmel Klaus

269 . Bundesgesetz vom 15. November 1961,
mit dem das Kulturgroschengesetz neuerlich
abgeändert wird (Kulturgroschengesetz-

Novelle 1961).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Kulturgroschengesetz, BGBl. Nr. 191/1949,
in der Fassung der Kulturgroschengesetz-Novelle
1959, BGBl. Nr. 265, wird abgeändert wie folgt:

Der § 10 hat zu lauten:

„§ 10. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 1963 außer Kraft."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Unterricht im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Drimmel Klaus

2 7 0 . Bundesgesetz vom 15. November 1961,
mit dem das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1957

neuerlich abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 128, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 108/1958, wird abgeändert wie folgt:
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1. Im § 4 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:

„(1) Nach Beschäftigungszeiten von jeweils
46 Arbeitswochen (Urlaubsperiode) gebührt ein
ununterbrochener Urlaub von zwölf Werktagen;
er erhöht sich

auf 18 Werktage, wenn die Beschäftigungs-
zeiten eine Gesamtdauer von insgesamt min-
destens 230 Arbeitswochen, und

auf 24 Werktage, wenn sie mindestens 690
Arbeitswochen erreicht haben.

(2) Jugendlichen Arbeitern vor dem vollendeten
18. Lebensjahr gebührt nach Beschäftigungszeiten
von jeweils 46 Arbeitswochen ein ununterbroche-
ner Urlaub von 24 Werktagen; dieses Ausmaß
steht auch für die Urlaubsperiode zu, in der der
Jugendliche das 18. Lebensjahr vollendet."

2. Im § 5 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes ist im Ein-
vernehmen zwischen Dienstgeber und Arbeiter
unter Rücksichtnahme auf die Erfordernisse des
Betriebes und die Erholungsmöglichkeit des
Arbeiters so zu bestimmen, daß der Urlaub inner-
halb der 46 Arbeitswochen, die auf die den
Urlaubsanspruch begründende Urlaubsperiode
folgen, verbraucht werden kann."

3. Im § 5 Abs. 3 hat der erste Satz zu lauten:

„Kommt zwischen Dienstgeber und Arbeiter
kein Einvernehmen über den Zeitpunkt des
Urlaubsantrittes im Sinne des Abs. 2 zustande,
so bedarf es nach Ablauf von drei Monaten,
gerechnet von dem Zeitpunkt an, in dem nach-
weislich vergeblich versucht wurde, ein Einver-
nehmen herzustellen, über den Urlaubsantritt
keines Einvernehmens zwischen Dienstgeber und
Arbeiter; jedenfalls kann der Urlaub zu Beginn
des Zeitraumes angetreten werden, der notwen-
dig ist, um den Urlaub bis zum Ende der sechs-
undvierzigsten Arbeitswoche, die auf die den
Urlaubsanspruch begründende Urlaubsperiode
folgt, verbrauchen zu können."

4. Im § 5 Abs. 6 hat der erste Satz zu lauten:

„Wird der Urlaub innerhalb der 46 Arbeits-
wochen, die auf die den Urlaubsanspruch be-
gründende Urlaubsperiode folgen, nicht ver-
braucht, so verfällt der Anspruch."

5. Im § 6 hat der Abs. 1 zu lauten:

„(1) Wird der Urlaub nach mehr als 46 Arbeits-
wochen angetreten, so sind die über dieses Aus-
maß hinausgehenden Arbeitswochen für den
nächsten Urlaubsanspruch anzurechnen."

6. Im § 6 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Werden innerhalb zweier unmittelbar aufein-
anderfolgender Jahre insgesamt weniger als 46

Arbeitswochen erreicht, so sind nur die im
zweiten Jahr zurückgelegten Arbeitswochen für
den künftigen Urlaubsanspruch anzurechnen."

7. Im § 9 hat der Abs. 1 zu lauten:

„(1) Dem Zuschlag (§ 8 Abs. 1) ist der kollektiv-
vertraglich vereinbarte Lohn ohne Zulagen zu-
grunde zu legen, der sich für den einzelnen Ar-
beiter bei einer 45stündigen wöchentlichen Ar-
beitszeit für die Arbeitsstunde ergibt."

8. Im § 9 hat der Abs. 3 zu lauten:

„(3) Besteht keine kollektivvertragliche Rege-
lung der Entlohnung, so ist dem Zuschlag (§ 8
Abs. 1) der Bruttobetrag des Lohnes zugrunde
zu legen, der sich für den einzelnen Arbeiter
bei einer 45stündigen wöchentlichen Arbeits-
zeit auf Grund des Dienstvertrages für die
Arbeitsstunde ohne Zulagen ergibt. Dies gilt
auch bei Akkordarbeit."

9. Im § 11 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:

„(2) Dem Arbeiter, dem Betriebsrat (den Ver-
trauensmännern), der Urlaubskasse (§ 19) und der
Aufsichtsbehörde ist auf Verlangen Einsicht in das
Urlaubsbuch, der Urlaubskasse überdies auch
Einsicht in die für die Berechnung des Zuschlages
nach § 8 maßgebenden Lohnaufzeichnungen
(Lohnlisten, Lohnkontenblätter oder gleichartige
Belege, Lohnsteuerkarten, An- und Abmeldungen
zur gesetzlichen Krankenversicherung) und in die
gemäß § 13 Abs. 6 und 7 zu führenden Auf-
zeichnungen zu gewähren.

(3) Bei Auflösung des Dienstverhältnisses ist
das Urlaubsbuch dem Arbeiter gegen schriftliche
Bestätigung auszuhändigen, die vom Dienstgeber
aufzubewahren und der Urlaubskasse auf Ver-
langen vorzulegen ist. Wenn das Urlaubsbuch
dem Arbeiter binnen drei Wochen nach Beendi-
gung des Dienstverhältnisses nicht ausgehändigt
werden kann, so hat es der Dienstgeber der
Urlaubskasse zu übermitteln. Der Arbeiter hat
dem neuen Dienstgeber das Urlaubsbuch zu über-
geben. Wird dem neuen Dienstgeber kein Ur-
laubsbuch oder ein offensichtlich mangelhaft
geführtes Urlaubsbuch übergeben, so hat er den
betreffenden Umstand, wenn dieser nicht binnen
drei Wochen durch Rückfrage beim vorherigen
Dienstgeber behoben werden kann, der Urlaubs-
kasse nach Ablauf dieser Frist unverzüglich an-
zuzeigen."

10. Im § 12 hat der Abs. 3 zu lauten:

„(3) Stellt die Urlaubskasse fest, daß ein Dienst-
geber der Verpflichtung zum Kleben von Ur-
laubsmarken nicht nachgekommen ist oder Mar-
ken nicht in der Höhe geklebt hat, die sich aus
§ 9 ergibt, so ist der Mangel festzuhalten und
im Urlaubsbuch zu vermerken, soweit dieses sich
noch beim Dienstgeber befindet. Das Ergebnis
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der Mangelfeststellung ist innerhalb von drei
Wochen dem Dienstgeber in Form einer Mangel-
feststellungsliste bekanntzugeben. Gleichzeitig ist
er schriftlich aufzufordern, den Geldwert der
nicht oder nicht in entsprechender Höhe gekleb-
ten Urlaubsmarken (Rückstand) an die Urlaubs-
kasse zu entrichten. Kommt der Dienstgeber die-
ser Aufforderung binnen zwei Wochen nicht nach,
so hat die Urlaubskasse bei der zuständigen Be-
zirksverwaltungsbehörde den Antrag zu stellen,
einen Bescheid des Inhaltes zu erlassen, daß der
Dienstgeber den Rückstand an die Urlaubskasse
zu entrichten hat. Die Bezirksverwaltungsbehörde
hat den Bescheid ehestens, spätestens aber einen
Monat nach Einlangen des Antrages, zu erlassen."

11. Im § 12 hat der Abs. 6 zu lauten:

„(6) Konnte der Rückstand zur Zeit der Fest-
stellung des Mangels im Urlaubsbuch nicht ver-
merkt werden, ist er von der Urlaubskasse im
Urlaubsbuch zu vermerken, sobald diese in den
Besitz desselben gelangt."

12. Im § 13 hat der Abs. 1 zu lauten:

„(1) Der Arbeiter erwirbt
für jede Urlaubsmarke, die während der ersten

184 Arbeitswochen zu kleben ist, die Anwart-
schaft auf 8/15 ihres Wertes,

für jede Urlaubsmarke, die während der fol-
genden 460 Arbeitswochen zu kleben ist, die
Anwartschaft auf 12/15 ihres Wertes und

für jede Urlaubsmarke, die während der fol-
genden Arbeitswochen zu kleben ist, die An-
wartschaft auf 16/15 ihres Wertes."

13. Im § 15 Abs. 2 hat lit. a zu lauten:

„a) im Falle des § 14 Abs. 1 lit. a nach einem
Jahr, gerechnet vom Ende jener zwei auf-
einanderfolgenden Jahre, innerhalb deren
Urlaubsmarken für weniger als 46 Arbeits-
wochen geklebt worden sind (§ 6 Abs. 2);"

14. Der § 16 hat zu lauten:

„§ 16. Das Urlaubsentgelt (§ 13) und die Ab-
findungen (§ 14) sind der Exekution entzogen,
soweit sie nicht Unterhaltsansprüche betrifft."

Artikel II.

Arbeiter, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes die Urlaubsperiode von
45 Arbeitswochen bereits erfüllt haben, haben
einen Urlaubsanspruch nach den bis zum In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden Be-
stimmungen.

Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 27. November
1961 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau betraut.

Schärf
Gorbach Proksch Bock

271. Bundesgesetz vom 15. November 1961,
mit dem einige gewerberechtliche Vorschrif-

ten aufgehoben werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Folgende Rechtsvorschriften treten — so-
weit sie noch in Geltung stehen — außer Kraft:

1. die Verordnung über den Vertrieb von Blin-
denwaren in den Reichsgauen der Ostmark
vom 14. Mai 1940, Deutsches RGBl. I
Seite 812;

2. die Verordnung über die Einführung von Vor-
schriften zur Beseitigung von Mißständen im
Auskunfts- und Detektivgewerbe vom 8. Sep-
tember 1941, Deutsches RGBl. I Seite 560, mit
der das Gesetz zur Beseitigung von Mißständen
im Auskunfts- und Detektivgewerbe vom
1. Feber 1939, Deutsches RGBl. I Seite 266,
und die Erste Durchführungsverordnung zu
diesem Gesetz vom 20. Feber 1939, Deutsches
RGBl. I Seite 277, für die Reichsgaue der Ost-
mark und für den Reichsgau Sudetenland in
Kraft gesetzt wurden;

3. die Polizeiverordnung über das Rauchverbot
in feuergefährdeten gewerblichen Betrieben
vom 23. Mai 1940, Deutsches RGBl. I Seite
814;

4. Artikel III des Bundesgesetzes vom 20. Dezem-
ber 1928, BGBl. Nr. 360, über die Ergänzung
der Bestimmungen der Gewerbeordnung hin-
sichtlich der Erzeugung von Vaccinen, Seren
und Bakterienpräparaten und der Schädlings-
tilgung mit giftigen Gasen;

5. das Bundesgesetz, womit der Bundesminister
für Handel und Verkehr ermächtigt wird, im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministern Sicherheitsvorschriften für die Ver-
wendung brennbarer Gase und Flüssigkeiten
zu erlassen, BGBl. Nr. 18/1936, und

6. Artikel II Abs. 2 lit. h des Bundesgesetzes vom
3. März 1948, BGBl. Nr. 89, über die Wieder-
herstellung des österreichischen Rechtes auf
dem Gebiete des Gast- und Schankgewerbes
und des Kleinhandels mit gebrannten geistigen
Getränken (Gast- und Schankgewerbegesetz).
§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist das Bundesministerium für Handel und Wie-
deraufbau betraut.

Schärf
Gorbach Bock
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272. Bundesgesetz vom 15. November 1961,
womit das Bundesfinanzgesetz für das Jahr
1961 abgeändert wird (Bundesfinanzgesetz-

Novelle 1961).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

In Z. 1 Abs. 1 des Artikels VI des Bundes-
gesetzes vom 15. Dezember 1960, BGBl. Nr. 1/
1961, betreffend das Bundesfinanzgesetz für das
Jahr 1961, tritt an die Stelle des Betrages von
15,000.000 S der Betrag von 25,000.000 S.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Klaus

273. Bundesgesetz vom 15. November
1961, betreffend die Übernahme der Bundes-
haftung für eine Anleihe der Verbundgesell-

schaft (Energieanleihegesetz 1961).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird er-
mächtigt, für eine von der Österreichischen Elek-
trizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbund-
gesellschaft) im Jahre 1961 zu begebende Anleihe
bis zum Höchstbetrag von 780 Millionen Schil-
ling die Haftung gemäß § 1357 Allgemeines
Bürgerliches Gesetzbuch zu übernehmen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Klaus

274. Bundesgesetz vom 15. November 1961,
zur Durchführung des Übereinkommens zur
Errichtung der Europäischen Freihandels-

assoziation (EFTA-Durchführungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Begriffsbestimmungen.

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet
der Begriff

a) „Übereinkommen" das am 4. Jänner 1960
unterzeichnete Übereinkommen zur Er-
richtung der Europäischen Freihandels-
assoziation, BGBl. Nr. 100;

b) „Mitgliedstaat" jeden Staat, der das Über-
einkommen ratifiziert hat oder ihm bei-
getreten ist, sowie jeden Staat, der ein Ab-
kommen gemäß Artikel 41 Absatz 2 des
Übereinkommens mit den Mitgliedstaaten
der Europäischen Freihandelsassoziation ab-
geschlossen hat;

c) „betroffene Person" jede natürliche Person,
Personengesellschaft des Handelsrechts oder
juristische Person, die ihren Wohnsitz
oder Sitz in Österreich hat und Waren
erzeugt, liefert oder ausführt, für die in
einem anderen Mitgliedstaat die Zoll-
behandlung der Zone (Artikel 4 des Über-
einkommens) in Anspruch genommen wird
oder in Anspruch genommen werden soll.

Urkundlicher Ursprungsnachweis und dessen
Überprüfung.

§ 2. (1) Der für die Zollbehandlung der Zone
in einem anderen Mitgliedstaat erforderliche
Ursprungsnachweis kann in jeder auf Grund
des Übereinkommens zulässigen Form erbracht
werden.

(2) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann jedoch aus Gründen der
Zweckmäßigkeit, Einfachheit oder wenn es
sonst im Interesse der österreichischen Wirt-
schaft gelegen ist, durch Verordnung festlegen,
daß für bestimmte Waren bei der Ausfuhr aus
Österreich der Ursprungsnachweis ausschließlich
durch Ursprungszeugnisse zu erbringen ist.

§ 3. (1) Zur Ausstellung von Ursprungs-
zeugnissen gemäß Regel 8 des Anhanges B
zum Übereinkommen werden die Kammer-
ämter der Landeskammern der gewerblichen
Wirtschaft im übertragenen Wirkungsbereich
beauftragt. Die Berufung an das Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau ist zu-
lässig.

(2) Örtlich zuständig für die Ausstellung
der Ursprungszeugnisse ist das Kammeramt
der Landeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft, in dessen Wirkungsbereich die betroffene
Person ihren Wohnsitz oder Sitz hat oder die
Ware sich im Zeitpunkt der Antragstellung
befindet.

§ 4. (1) Wenn das Verlangen eines Mitglied-
staates nach zusätzlichen Beweismitteln gemäß
Regel 9 Absatz 1 des Anhanges B zum Über-
einkommen unmittelbar an die betroffene Person
gerichtet wird, hat diese die ihr zur Verfügung
stehenden Beweismittel entweder der zur Aus-
stellung von Ursprungszeugnissen zuständigen
Stelle (§ 3) vorzulegen oder sie unmittelbar
der ersuchenden Behörde des anderen Mitglied-
staates zu übermitteln.
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(2) Wenn das Verlangen eines Mitgliedstaates
nach zusätzlichen Beweismitteln bei einer nach
§ 3 nicht zuständigen Stelle einlangt, hat diese
ein solches unverzüglich der nach § 3 zuständigen
Stelle zu übermitteln; diese Stelle hat die be-
troffene Person aufzufordern, alle ihr zur Ver-
fügung stehenden Beweismittel vorzulegen.

(3) Die nach Absatz 1 oder 2 befaßte Stelle
hat die Richtigkeit der vorgelegten Beweis-
mittel zu prüfen. Das Ergebnis ist dem Mit-
gliedstaat, der die zusätzlichen Beweismittel
verlangt hat, mitzuteilen.

§ 5. Die von anderen Mitgliedstaaten gemäß
der Regel 9 Absatz 5 des Anhanges B zum
Übereinkommen übermittelten Ersuchen um
Überprüfung der Richtigkeit von erhaltenen
Ursprungsnachweisen sind v o m Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen zu überprüfen. Zur Überprüfung der
Ursprungsnachweise können die Kammerämter
der Landeskammern der gewerblichen Wirt-
schaft herangezogen werden.

Verfahrensvorschriften.

§ 6. In Angelegenheiten der Handhabung
der Artikel 3 bis 7 des Übereinkommens und
der Anhänge A und B zu diesem Übereinkommen
kann das Bundesministerium für Finanzen un-
mittelbar mit den von den anderen Mitglied-
staaten bekanntgegebenen Behörden verkehren.

§ 7. (1) Auf das Verfahren nach den §§ 3 bis 5
findet das Allgemeine Verwaltungsverfahrens-
gesetz 1950, BGBl. Nr . 172, Anwendung. Inso-
weit Erhebungen durch Behörden der Finanz-
verwaltung durchgeführt werden, sind die Ver-
fahrensbestimmungen der Abgabenordnung an-
zuwenden.

(2) Die betroffenen Personen sind verpflichtet,
den Organen der in den §§ 3 und 5 genannten
Stellen die erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen und das Betreten ihrer Lager und Betriebs-
räume, die Einsichtnahme in ihre kaufmännischen
Bücher und sonstigen Aufzeichnungen, ins-
besondere in die in § 8 genannten Unterlagen,
sowie die Überwachung des Erzeugungsvor-
ganges und der sonstigen Behandlung der Waren
zu gestatten.

§ 8. (1) Die betroffenen Personen sind ver-
pflichtet, die Unterlagen für den Ursprungsnach-
weis bis zum Ablauf des fünften auf die Aus-
stellung der Ursprungserklärung oder des Ur-
sprungszeugnisses folgenden Kalenderjahres auf-
zubewahren.

(2) Hiedurch werden Rechtsvorschriften, die
zu einer längeren Aufbewahrung der Unterlagen
verpflichten, nicht berührt.

Strafbest immungen.

§ 9. (1) Wer zur Unterstützung eines Begehrens
nach Gewährung der Zollbehandlung der Zone
für Waren

a) ein Schriftstück herstellt, das eine für die
Gewährung der Zollbehandlung der Zone
unrichtige Behauptung enthält,

b) ein Schriftstück so abändert, daß es eine
unrichtige Behauptung der in lit. a bezeich-
neten Art enthält, oder

c) ein Schriftstück, das eine unrichtige Be-
hauptung der in lit. a bezeichneten Art
enthält, in Kenntnis des unrichtigen In-
haltes weitergibt, ohne daß ihm eine der in
lit. a und b angeführten strafbaren Hand-
lungen zur Last liegt,

macht sich, wenn das Schriftstück oder dessen
Kopie zur Unterstützung des Begehrens in einem
Mitgliedstaat vorgelegt wird, eines Finanz-
vergehens schuldig.

(2) Eines Finanzvergehens macht sich ferner
schuldig, wer in einem Verfahren gemäß §§ 4
oder 5 unrichtige, für die Gewährung der Zoll-
behandlung der Zone bedeutsame Angaben
macht.

(3) Der Täter wird, wenn er vorsätzlich ge-
handelt hat, nach § 35 Abs. 4, sonst nach § 36
Abs. 3 des Finanzstrafgesetzes, BGBl. Nr . 129/
1958, bestraft. Die Höhe der Strafe richtet
sich nach dem Betrag, um den die Eingangs-
abgaben im Einfuhrstaat verkürzt wurden oder
der Verkürzung ausgesetzt waren. Bei der Be-
messung der Strafe sind Beträge in ausländischer
Währung nach dem im Zeitpunkt der Vorlage
des Schriftstückes auf Grund des § 9 des Wert-
zollgesetzes 1955, BGBl. Nr . 60, für die Ermit t-
lung des Zollwertes geltenden Kurs umzurechnen.
Auf Verfall oder Wertersatz ist nicht zu erkennen.

(4) Bei der Verfolgung des Finanzvergehens
sind das I. Hauptstück des zweiten Abschnittes
und der dritte Abschnitt des Artikels I des
Finanzstrafgesetzes mit der Maßgabe anzuwenden,
daß das Finanzvergehen auch strafbar ist, wenn
es im Ausland begangen wird. Die Strafverfol-
gung wegen des Finanzvergehens findet nur auf
Ersuchen des Einfuhrstaates statt.

(5) I m Artikel I I des Finanzstrafgesetzes sind
unter Finanzvergehen auch die Finanzvergehen
nach Abs. 1 und 2 und unter Finanzstrafver-
fahren auch die Strafverfahren wegen dieser
Finanzvergehen zu verstehen; den Abgaben-
verfahren im Sinne des Artikels II des Finanz-
strafgesetzes sind die Verfahren nach §§ 3 bis 5
gleichzuhalten.

Schlußbestimmungen.

§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes sind betraut:
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a) hinsichtlich der §§ 1 und 2 Abs. 1 das
Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau,

b) hinsichtlich § 5 das Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen,

c) hinsichtlich § 6 das Bundesministerium
für Finanzen,

d) hinsichtlich § 7 das Bundesministerium
für Finanzen und das Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau, je nach
ihren Wirkungsbereichen,

e) hinsichtlich § 9 das Bundesministerium
für Finanzen und das Bundesministerium
für Justiz, je nach ihren Wirkungsbereichen,

f) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen
das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau.

Schärf
Gorbach Klaus Bock Broda

275. Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 7. No-
vember 1961, mit der eine Zulassung von
Atemschutzgeräten für den Bergbau aufge-

hoben wird.

Auf Grund des § 85 Abs. 1 des Berggesetzes,
BGBl. Nr. 73/1954, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Handel und Verkehr, betreffend Zulassung von
Atmungsgeräten für den Bergbau, BGBl. Nr. 11/
1936, wird aufgehoben.

Bock

276. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 8. November
1961, mit der die Durchführungsverordnung
zum Bauarbeiter-Urlaubsgesetz neuerlich ab-
geändert wird (10. Durchführungsverord-

nung zum Bauarbeiter-Urlaubsgesetz).

Auf Grund des § 8 Abs. 2 des Bauarbeiter-
Urlaubsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 128, wird im

Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau verordnet:

§ 1. § 1 Abs. 1 der Durchführungsverordnung
zum Bauarbeiter-Urlaubsgesetz, BGBl. Nr. 114/
1946, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 63/1959, hat zu lauten:

„(1) Der Zuschlag, den der Dienstgeber zur
gemeinsamen Deckung des Aufwandes an Ur-
laubsentgelt, Abfindungen, Rückvergütungen
nach § 13 Abs. 7 des Gesetzes und an Verwal-
tungskosten zu zahlen hat, beträgt für eine
Arbeitswoche das 6'8fache des sich für diese Ar-
beitswoche nach § 9 des Gesetzes ergebenden
Stundenlohnes."

§ 2. Diese Verordnung tritt am 27. November
1961 in Kraft.

Proksch

2 7 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 14. November 1961, mit
der die Fachinspektoren-Zulagenverordnung

1958 abgeändert wird.

Auf Grund des § 71 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54, wird im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesmini-
sterium für Finanzen verordnet:

Die Fachinspektoren-Zulagenverordnung 1958,
BGBl. Nr. 99, wird abgeändert wie folgt:

1. § 4 Abs. 1 hat mit Wirkung vom 1. Juli
1961 an zu lauten:

„Die Dienstzulage beträgt in der Verwendungs-
gruppe L 1 mindestens 468 Schilling und in den
Verwendungsgruppen L 2 mindestens 364 Schil-
ling."

2. § 4 Abs. 1 hat mit Wirkung vom 1. Jänner
1962 an zu lauten:

„Die Dienstzulage beträgt in der Verwendungs-
gruppe L 1 mindestens 490 Schilling und in den
Verwendungsgruppen L 2 mindestens 382 Schil-
ling."

Drimmel


